Hinweise zum Planfeststellungsverfahren zur B167 OU Finowfurt/Eberswalde (L220 – L200), Aktenzeichen 1140-AHB-671.11
Vom 4.01. -3.02. 2012 werden im Rathaus Eberswalde, der Gemeindever-

waltung Schorfheide in Finowfurt und der Amtsverwaltung Joachimsthal die Planfeststellungsunterlagen ausgelegt. 

Bis zum 17.02. können dort  Einwendungen schriftlich (keine E-Mails) oder zur Niederschrift auch mündlich eingereicht werden.
Das Bauvorhaben kann in Frage gestellt werden (von schlimmstmöglichen Belastungen und Folgen ausgehen), Änderungswünsche geäußert und im Fall der Projektverwirklichung, z.B. Schallschutzmaßnahmen und Entschädigungen gefordert werden. 

Es wird empfohlen, die Einwendungen per Einschreiben zu versenden oder schriftlich bestätigen zu lassen. Nur die schriftlichen Einwendungen der Betroffenen sind Voraussetzung für eine Teilnahme am Erörterungstermin. Die persönlichen Belange können (müssen aber nicht) von ihnen vorgetragen

werden. Die Teilnahme ist kostenlos.

Im direkten Ergebnis der Anhörung kann man als Einwender:

- entweder den Einwand zurückziehen,

- sich mit den getroffenen Planungsänderungen zufriedengeben,

- oder den Einwand aufrecht erhalten.

Die Planfeststellungsbehörde (Landesbetrieb für Bauen und Verkehr) erarbeitet

dann den Planfeststellungsbeschluß (PFB).
Dagegen kann jeder Einwender innerhalb eines Monats klagen. Solche Klagen können je nach Qualität und Bedeutung den Bau aufschieben oder verhindern.

Achtung: Nur wer schriftlich und fristgemäß (bis zum 17.02.2012)  Einwände einreicht, erlangt Rechtsanspruch auf Anhörung, evtl. Klage und Berücksichtigung  seiner Ansprüche. Wer nichts einbringt, muss im Weiteren die Verwirklichung des Planes widerspruchslos erdulden.
Spätere Einwendungen bzw. Klagen ohne vorherige Einwendungen sind vom Planfeststellungsverfahren ausgeschlossen.

Jeder Bürger kann mit seinem Einwand helfen, dass die unvernünftige Planung einer neuen Straße, die so viele Opfer fordern würde (Landschaft, Klima, Landwirtschaft, Natur, Steuergelder, Lebensqualität, Erholungswert, ...) einer vorteilhafteren Alternative, die allen nützt weichen muss.
Nehmen Sie Ihre Rechte wahr, schreiben Sie Ihren individuellen Einwand! Wir helfen dabei!

Ihr Einwand sollte für Sie persönlich bedeutsam und möglichst schwerwiegend sein. Äußern Sie Ihre Bedenken, dass der geplante Neubau Menschen, Tiere, Pflanzen ‚ Luft, Wasser, Klima, Landschaft, Boden, Kultur oder Sachgüter schädigen könnte oder würde. Aber immer möglichst konkret. Einwände können auch durch Vereine, Interessengruppen usw. erhoben werden. Die Formulierungen können absolut umgangssprachlich ausgeführt sein.
Neben dem Grundrecht auf  Leben und Gesundheit (Art. 2 Abs.2 GG) kann auf  das Eigentumsrecht (Art. 14 GG) verwiesen werden. Jeder, dessen Grundstück von der Planung in Anspruch genommen werden soll (direkt für den Straßenbau oder für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen) oder der persönliche Beeinträchtigungen durch das geplante Vorhaben befürchtet, sollte unbedingt fristgemäß Einwendungen einreichen, um sich später gerichtlich gegen den Planfeststellungsbeschluss zur Wehr setzen zu können. Nur so kann das folgende Enteignungsverfahren eventuell verhindert werden. Ohne gerichtliche Nachprüfung wird im Enteignungsverfahren nur noch über die Art und Höhe der Entschädigung entschieden.

Die Planungsgrundlagen (Verkehrszählung, Quell-und Zielmatrix für den Untersuchungsraum), die Prognosezahlen der Bevölkerungsentwicklung, der zukünftigen Verkehrsentwicklung (Leicht- und Schwerverkehrsanteil, Maut-ausweichverkehr) und die Grundlagen der Nutzen-Kosten –Rechnung sollten hinterfragt werden.
Es sollten möglichst viele Betroffene individuell formulierte Einwendungen mit einer Vielzahl von Gründen schreiben, damit die zu prüfende Behörde sich ausführlich damit befassen muss und Verzögerungen auftreten, die evtl. zu einem späteren „Aus“ des Vorhabens führen können („Geldmangel“).

Die Anhörungsbehörde muss alle Einwendungen prüfen und eine Abwägung

zwischen den betroffenen öffentlichen und privaten Belangen treffen. Falls die Einwendungen nicht oder nicht ausreichend berücksichtigt werden, kann gegen den Planfeststellungsbeschluss geklagt werden.

Können Einwendungen auch auf Listen vorgenommen

werden?

Ja, dies ist grundsätzlich möglich. Wer seine Unterschrift unter eine vorgefertigte Einwendung setzt, sollte allerdings als Betroffener darauf achten, ob seine persönlichen Beeinträchtigungen durch das Vorhaben ausreichend dargestellt sind. Falls erforderlich sollte er die Einwendung ergänzen. Bei sogenannten Sammeleinwendungen (Unterschriftslisten oder vervielfältigte gleichlautende Texte) ist dringend zu beachten, dass auf den Listen bzw. Texten ein Vertreter für alle mit Namen, Beruf und Anschrift benannt werden muss; ansonsten finden auch diese Einwendungen keine Berücksichtigung.

Besser möglichst viele Masseneinwendungen oder mehr individuelle Einwendungen?
Generell gilt: Je mehr Einwendungen, die unterschiedlich sein sollten, umso besser.
Wir haben im Anhang eine Auswahl von Mustereinwendungen aufgeführt, die eine Vielzahl verschiedener Gründe aus den unterschiedlichsten Bereichen enthalten. Wichtig ist, dass der Einwender leserlich seinen Namen, Adresse einträgt und unterschreibt. Noch besser ist es, wenn die Einwendung, die auch handgeschrieben sein kann, weitere Gründe enthält, die für den Einwender persönlich besonders wichtig sind. 
Bei Fragen und der Ausformulierung persönlicher Einwendungen helfen Ihnen die Mitglieder der Bürgerinitiative gerne per E-Mail.
(info@B167-gegen-die-nordvariante.de) 
oder persönlich.
Lohnt es sich überhaupt, eine Einwendung zu machen? Wird sie überhaupt berücksichtigt?
Eine schriftliche Einwendung ist Voraussetzung für eine Teilnahme am Erörterungstermin, bei dem Sie Ihre Belange persönlich vortragen können. Mit Ihrer Einwendung drücken Sie auch Ihren politischen Protest und Unwillen gegen die Pläne der Umgehungsstraße aus und setzen die Verantwortlichen unter Druck. Im Planfeststellungsverfahren schreibt das Gesetz eine umfassende Abwägung zwischen allen betroffenen öffentlichen und privaten Belangen zwingend vor. Außerdem wird über die privaten Einwendungen entschieden. Die Genehmigungsbehörde kann Ihre Einwendungen zurückweisen oder eine Um-/Neuplanung anordnen, in der Ihre Belange besser berücksichtigt werden. Falls Ihre Einwendung nicht oder Ihrer Ansicht nach nicht ausreichend berücksichtigt wurde, können Sie wegen Nichtberücksichtigung gegen den Planfeststellungsbeschluss klagen.
Und: Ihre Einwendung ist für Sie völlig kostenlos!

In jedem Falle sorgen Sie mit Ihrer Einwendung dafür, dass die prüfende Behörde sich damit befassen muss. Das führt zumindest zu einer Verzögerung des Verfahrens und jede Verzögerung kann zu einem "Aus" für das Projekt führen, wenn sich z. B.
· die politischen Mehrheitsverhältnisse (Wahlen),
· die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen (Verkehrsabnahme wegen Ölknappheit, Benzinpreis, LKW-Maut auf allen Straßen, derzeitige Wirtschaftskrise),
· die finanzielle Lage (leere öffentliche Kassen wegen anhaltender Finanzkrise und/oder demografischem Wandel)
entsprechend ändern. 
Die Verzögerung des Verfahrens ist umso stärker, je mehr Bürger Einwendungen schreiben und wenn diese Einwendungen eine Vielzahl von Gründen enthalten, die noch dazu möglichst individuell formuliert sein sollten.
Sicher ist: Wenn Sie keine Einwendung vorbringen, werden Ihre berechtigten Interessen garantiert nicht berücksichtigt und Sie haben nach dem Verfahren keinerlei Rechte mehr, diese in irgendeiner Weise durchzusetzen.

Ist denn der Bau der Umgehungsstraße nicht längst beschlossene Sache?
Nein, überhaupt nicht. Auch wenn Politiker es uns weismachen wollen.

Fakt ist: Bislang plant der Landesbetrieb für Straßenwesen (LS) lediglich den Bau der Umgehungsstraße. Dieses Planfeststellungsverfahren ist ein außer-ordentlich langwieriges und komplexes Verfahren. Auch wenn der politische Wille zum Bau dieser Straße sicher Pläne und Gutachten in die vom Vorhabenträger gewollte Richtung lenken lassen werden, muss jeder einzelne Teil dieser Planfeststellung auch objektiv korrekt und juristisch möglichst wasserdicht abgearbeitet werden. Aufgrund vielerlei lokalen Besonderheiten und der Vorgeschichte des Terrains ist dieses Vorhaben aber kaum zu stemmen und bietet Gegnern entsprechend viele Ansatzpunkte einzuhaken.
Und selbst wenn die Planfeststellung nach eventueller Abweisung aller Klagen mit einem Planfeststellungsbeschluss abschließend beschieden wird, heißt das noch lange nicht, dass in absehbarer Zeit die Bagger anrollen. In Baden-Württemberg liegen z.B. Straßenbauvorhaben mit einem Gesamtvolumen von ca. 2.5 Milliarden Euro planfestgestellt teils seit Jahrzehnten in den Schubladen und können mangels finanzieller Mittel nicht durchgeführt werden. 
Aber darauf dürfen wir uns auf keinen Fall verlassen!

Auf den folgenden Seiten werden Mustereinwendungen und Formulierungs-vorschläge aufgeführt. Sie dienen als Hilfestellung und Anregung für die persönliche Formulierung der Einwendungen. 
Mustereinwendung für das Planfeststellungsverfahren zur B167 OU Finowfurt/Eberswalde (L220 – L200), Aktenzeichen 1140-AHB-671.11
Es wird empfohlen, die Einwendungen per Einschreiben je nach Wohnsitz an das Stadtentwicklungsamt der Stadt Eberswalde, die Gemeindeverwaltung Schorfheide oder die Amtsverwaltung Joachimsthal  zu schicken oder dort abzugeben und bestätigen zu lassen. Es ist auch möglich, bei den genannten Verwaltungen die persönlichen Einwendungen zur Niederschrift vorzutragen.

(Einwendungsvorschläge , evtl. umgangssprachlich formulieren und ergänzen)

Name:
Datum 

Straße:

PLZ/Wohnort:

Stadt Eberswalde

Breite Straße 39

16225 Eberswalde

oder 

Gemeindeverwaltung Schorfheide

Erzbergerplatz 1

16244 Schorfheide

oder

Amt Joachimsthal

Joachimsplatz 1-3

16247 Joachimsthal
Bundesstraße B167

OU Finowfurt/ Eberswalde

(L220-L200), Aktenzeichen 1140-AHB-671.11
Gegen den geplanten Bau der B167 OU Finowfurt/Eberswalde (L220 – L200) erhebe ich folgende Einwendungen:
oder

Hiermit wende ich mich mit Nachdruck gegen den geplanten Bau der Bundesstraße 167 OU Finowfurt/Eberswalde (L220 – L200) und erhebe Einwendungen wie folgt:

Ich bin durch das Vorhaben in meinen Rechten beeinträchtigt. Der Straßenbau führt zu erheblichen zusätzlichen Lärm- und Abgasbelastungen im Raum Finowfurt, Clara-Zetkin-Siedlung, Lichterfelde und Eberswalde. Er verletzt in erheblichem Maße mein Recht auf Leben und Gesundheit sowie mein Recht an meinem Eigentum.

Im Einzelnen bin ich wie folgt betroffen:

Ich wohne in Eberswalde, OT Clara-Zetkin-Siedlung in unmittelbarer Nähe der Havel-Oder-Wasserstraße. Durch den Bau der o. g. Straße werde ich während der Bauphase und während des regulären Betriebs einer erheblichen Beeinträchtigung durch Lärm und Luftverunreinigung ausgesetzt sein. Dies schränkt mich in meinen Grundrechten unangemessen ein, zumal die Straße Umweltbelastungen produziert und aus verkehrlichen Gründen nicht erforderlich ist (siehe unten). Darüber hinaus führt der Bau der Straße zu einer Entwertung meines Grundstücks durch die genannten Umwelteinwirkungen sowie durch eine erhebliche Verschlechterung meiner Verkehrsanbindung. Allein für das Erreichen der BAB A 11 habe ich einen Umweg von mindestens 5 km in Kauf zu nehmen.
1. Gesundheitsschutz/Wohn- und Lebensqualität
- Einwendung
Auf der gegenüberliegenden Seite des Oder-Havel-Kanals, im Bereich der Clara- Zetkin-Siedlung sind umfangreiche Holzfällungen geplant. Besonders durch den ansteigenden Schwerlastverkehr wird es zu einer drastischen Zunahme von Schadstoffen, besonders krebserregenden, lungengängigen Feinstäuben (keine gesetzlichen Bestimmungen für LKWs hinsichtlich Rußpartikelfilter wie bei PKWs) und Abgasen kommen. Die im Erläuterungsbericht zum Planfeststellungsverfahren dargestellten Ergebnisse der Luftschadstoffuntersuchung sind anzuzweifeln, da sie gegenüber den im Luftreinhalteplan/Aktionsplan der Stadt Eberswalde allein für NO2 nachgewiesenen Werten um etwa 50% abweichen. 
Zahlreiche Ausgleichs- und Ersatzflächen, die für den Bau der B167 geplant sind, befinden sich weit entfernt von der beabsichtigten Trassenführung der B167n (z. B. in Werbellin, …, …) und kompensieren im meinem Wohn- und Erholungsbereich (Garten) die Schadstoffbelastungen nicht. Durch vorherrschende Windrichtungen aus W/NW wird diese Schadstoffbelastung noch erhöht und stellt für mich und meine Kinder ein erhebliches Gesundheitsrisiko dar.
- Einwendung 

Ich wohne in ... . Wegen der ruhigen Randlage habe ich  vor … Jahren dieses Haus als neue Wohnstätte/ ausgewählt.
Mein Ruhe- und Erholungsbedürfnis wird in der Nähe dieser autobahnähnlichen Schnellstraße empfindlich gestört werden. Besonders nachts und in den frühen Morgenstunden kann ich die ca. 5km entfernte Autobahn hören. Die neue Straße ist jedoch viel näher und wird meinen Schlaf  beeinträchtigen. Da keine Lärmschutzmaßnahmen vorgesehen werden, befürchte ich, krank zu werden.
Deshalb lehne ich die Straße ab. Falls sie doch gebaut werden sollte, schlage ich die Errichtung einer Lärmschutzwand und die Anwendung eines lärmmindernden, kostenneutralen Fahrbahnbelages vor. 
- Einwendung
Kiesschütte

Ich nutze seit… ein Erholungsgrundstück / bin Eigentümer eines Erholungsgrundstücks am Üdersee (genaue Lage mit Gemarkung und Flurstück). Ich lehne den Bau der o. g. Straße ab, da er meine Persönlichkeitsrechte in erheblichem Maße verletzt. Zum einen werde ich durch die Straße einer starken gesundheitlichen Gefährdung durch Lärm und Luftschadstoffe ausgesetzt. Dadurch verliert mein Grundstück völlig seinen Charakter als Quelle für Erholung für mich. Außerdem erleidet mein Grundstück durch den Bau dieser Straße einen enormen Wertverlust, was mich in meinen Rechten als Eigentümer dieses Grundstücks beeinträchtigt. Die in den Planfeststellungsunterlagen dargestellten schalltechnischen Untersuchungen sowie Untersuchungen zur Luftreinhaltung ignorieren mein Grundstück vollständig und sind deshalb unzutreffend. Insbesondere wird die Lärm- und Luftschadstoffbelastung durch die BAB A11 nicht berücksichtigt. Sollte die Straße trotz meiner Einwendung gebaut werden, dann fordere ich eine Entschädigung für mein Grundstück sowie einen Ausgleich für die verlorengegangene Erholungsmöglichkeit.
- Einwendung
Bisher wohne ich in einem ruhigen, stadtnahen Ortsteil mit guter Lebensqualität.
oder als Nutzer eines Naherholungsgrundstückes:

Mein ruhiges Naherholungsgrundstück befindet sich in ….

Ich habe vor … Jahren dieses Grundstück, in diesem ruhigen stadtnahen Umfeld  gekauft, um dort Entspannung und Erholung  zu finden.

Durch den Bau der B167n wird für mich eine gravierende Verschlechterung der Wohn- und Lebensqualität durch Verkehrslärm entstehen.
Der Verkehrslärm wird besonders durch die Zunahme des nationalen und internationalen Schwerlastverkehrs weiter ansteigen. Obwohl die gesetzlich vorgeschriebenen  Immissionsgrenzwerte der 16. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes auf der Grundlage einer Verkehrsprognose nicht überschritten werden, ist der Gesundheitsschutz nicht gewährleistet. Die Empfehlungen der Weltgesundheitsorganisation (WHO) und des Umweltbundesamtes (UBA) für einen optimalen Gesundheitsschutz liegen bei Mittelungspegeln von 40 (nachts) bzw. 50dB (tags) und sind somit 9dB (etwa halb so laut) als die gesetzlichen Regelungen. 

Besonders gesundheitsschädigend sind gemittelte nächtliche Pegel des Ver-kehrslärms über 40dB/A, die auftreten werden. 
Der Schwerlastverkehrsanteil von 8,5-10,4%  ist für eine autobahnähnliche

Schnellstraße mit zunehmenden überregionalen Schwerverkehrsanteil zu niedrig angesetzt. Die Lärmbelastung wird durch Überholvorgänge auf dem direkt gegenüber der Clara-Zetkin-Siedlung geplanten Überholstreifen und die ca. 55m breiten Wasserfläche des Oder- Havel-Kanals zusätzlich verstärkt, jedoch zur Berechnung des Lärmpegels nicht herangezogen.
Somit ergeben sich rein rechnerisch keine gesetzlichen Ansprüche für Lärm-schutzmaßnahmen.
Ich möchte in diesem Zusammenhang den §41des Bundes-Immissions​schutzgesetzes zitieren: „Bei dem Bau öffentlicher Straßen ist sicherzustellen, dass durch diese keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgeräusche hervorgerufen werden können, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind“.
Im § 1 des Bundesimmissionsschutzgesetzes heißt es: „ Zweck dieses Gesetzes ist es, Menschen vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen.“

Weiterhin heißt es im § 50 BImSchG: „Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sind die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Fläche  so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich dem Wohnen dienende Gebiete so weit wie möglich vermieden werden“. 
Ich schlage anstatt des geplanten SMA-Straßenbelags, der nur bei PKWs

Lärmminderungen von ca. 2dB/A bewirkt, den Straßenbelag DSH-V0/5 vor, der Stand der Technik ist. Dieser Belag weist bei PKWs  Minderungswerte von ca. 4-5dB/A und bei LKWs von ca. 2dB/A auf. Der Belag ist annähernd kosten-neutral und wird mit Sicherheit  in 2-3Jahren im Regelwerk ausgewiesen werden  (Information von der Bundesanstalt für Straßenwesen/ BAST). 
Vor dem Hintergrund immer stärker werdender Forderungen nach Schallschutz, beginnend mit der Umsetzung der EU-Umgebungslärmrichtlinie und Nationalen Lärmschutzpaketen, ist nicht nachvollziehbar, dass sich der Bund als Vorhabenträger ausschließlich auf die, wenn auch geltende Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchVO) zurückzieht. Im Hinblick darauf, dass die Straße frühestens im Jahr 2018, fertiggestellt werden kann, sollte dem Lärmschutz besondere Sorgfalt gewidmet werden.

Anzustreben ist die Einhaltung der schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005-1.
-Einwendung

Durch den Bau der B167 werden die neuesten Erkenntnisse der Lärmwirkungs-forschung für den Gesundheitsschutz missachtet (Empfehlungen der WHO und des UBA). Für den Schutz meiner Gesundheit, unter Berücksichtigung der besonderen Bedeutung der Nachtruhe, fordere ich ein Nachtfahrverbot für LKW >7,5t. 
Selbst wenn die prognostizierte Verkehrsbelastung von ca.  11000- 15400Kfz/ Tag eintritt, die von den angegeben Planungsbüros als viel zu hoch eingeschätzt wird, sollte der direkt gegenüber der Clara-Zetkin-Siedlung befindliche dritte Fahrstreifen entfallen oder verschoben werden. Außerdem sind auf dem Steckenabschnitt noch zwei weitere Überholstreifen geplant, die auch zusätzlichen Lärm durch Beschleunigungsgeräusche verursachen werden, jedoch nicht in unmittelbarer Nähe eines bisher unbelasteten reinen Wohngebietes geplant sind. Angesichts der Haushaltslage des Bundes und der mäßigen Verkehrsmenge sollten auch diese Überholstreifen eingespart werden. Die ursprüngliche Planung sah bei einer ähnlichen Verkehrsbelastung auch nur eine durchgehende Zweispurigkeit vor. 

Die Verkehrssicherheit wird selbst bei der prognostizierten Verkehrsmenge nicht erheblich erhöht. Straßen mit höherer Verkehrsbelastung weisen oft auch nur zweistreifige Fahrbahnen auf, ohne dass das Verkehrsunfallrisiko wesentlich ansteigt. Vielmehr werden überhöhte Geschwindigkeiten, die aufgrund von Einsparmaßnahmen immer seltener und sporadisch kontrolliert  werden können, das Verkehrsunfallrisiko wesentlich erhöhen. Zur Reduzierung der zu erwartenden Überschreitungen der zulässigen Höchstgeschwindigkeit sollten Anlagen zur Überwachung der Geschwindigkeit installiert werden.
- Einwendung 

Ich bearbeite einen Garten in  …, der schon von meinen Großeltern angelegt wurde. Seine Erholungseffekte sind für die Sicherung meiner Gesundheit und meines Lebensgefühls unersetzlich. Der geplante Straßenneubau würde den Erholungswert des Gartens durch Lärmbelastung und Schadstoffeintrag vernichten. Ich kann deshalb eine solche Planung nicht akzeptieren, zumal eine vorteilhaftere Alternative zur Verfügung steht.

- Einwendung

Bisher habe ich den Weg am Oder- Havel-Kanal zu erholsamen Spaziergängen und Radtouren genutzt. Mit der geplanten 3-spurigen Schnellstraße auf der anderen Seite des Oder-Havel-Kanals muss ich aufgrund der Verlärmung und Beeinträchtigung durch Abgase weiter entfernte, unbelastete Gebiete zur Erholung aufsuchen. 
-Einwendung

Durch den Bau der B167n werden bisher genutzte Wege zum Oder-Havel-Kanal

abgekoppelt. Für Spaziergänger, Angler und Radfahrer besteht ein erhöhtes Unfallrisiko durch Überqueren oder Benutzung der autobahnähnlichen Schnellstraße, die keinen separaten Fuß- und Radweg aufweist. Die zusätzliche Verlärmung bisher unbelasteter Erholungsgebiete und Zerstörung des Landschaftsbildes führt zu weiteren erheblichen, negativen Folgen für die Naherholung und den Tourismus.
Zur Erhöhung der Verkehrssicherheit für Fuß- und Radfahrer schlage ich einen separaten Fuß- und Radweg entlang der B167n vor.

Mir ist bekannt, dass auf Ortsumgehungen, die mit sehr hohen Geschwindigkeiten befahren werden, die Unfallschwere gegen über dem Innerortsbereich zunimmt. 
- Einwendung
Die häufig von mir genutzte Gemeindestraße Finowfurt-Lichterfelde wird durch das Bauvorhaben, wie in den Planfeststellungsunterlagen angegeben „verdrängt“ und auf die Straßenkategorie A V  (untergeordnete Straßenverbindung) herabgestuft. Es wird zu Nutzungseinschränkungen kommen, da notwendige Sanierungs- und Instandhaltungsmaßnahmen nur entsprechend der geringen Priorität der Straße durchgeführt werden.

- Einwendung
Die alte Autobahnauffahrt wird geschlossen. Um auf die Autobahn (A11) Richtung Berlin zu gelangen muss ich einen Umweg von 5km fahren. Es entstehen für mich Nachteile durch höheren Benzinverbrauch und größeren Zeitaufwand.
2. Umweltschutz
- Einwendung 

Den Planfeststellungsunterlagen fehlt eine Umweltverträglichkeitsprüfung. Unstreitig ist, dass der Bau der B 167 neu einer Umweltverträglichkeitsprüfung bedarf. Der pauschale Verweis im Erläuterungsbericht auf das Lärmgutachten, das Luftschadstoffgutachten und den landschaftspflegerischen Begleitplan reicht nicht aus, da diese Unterlagen nicht darauf angelegt sind, die Umweltverträglichkeit des Vorhabens zu prüfen. Im Lärmgutachten wird beispielsweise die Beeinträchtigung von Freizeit und Erholung nicht untersucht, sondern lediglich auf Grenzwertüberschreitungen abgestellt. Im Luftschadstoffgutachten werden ebenfalls alle Beeinträchtigungen unterhalb der Überschreitung von Grenzwerten – offenkundig fehlerhaft – für nicht relevant gehalten. Die Umweltverträglichkeit ist damit nicht geprüft. Gleiches gilt für den landespflegerischen Begleitplan und auch für die zusammenfassende Beurteilung. Eine nach dem Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz erforderliche Prüfung und Bewertung allein unter Umweltgesichtspunkten findet sich nirgendwo in den Unterlagen.

Der Neubau einer Straße führt unausweichlich zur Neuversiegelung erheblicher Flächen. Außerdem zerschneidet die Trasse Landschaften und zerstört Lebensräume. Dies führt zur neuerlichen negativen Beeinflussung der Klimaentwicklung und zur Verschlechterung der Wasserführung. Angesichts der großen Probleme, die allerorts aus der Klimaentwicklung erwachsen, ist ein weiterer Raubbau an der Natur, wie es der Bau dieser Straße wäre, nicht zu akzeptieren, zumal eine vorteilhafte Alternative zur Verfügung steht.
- Einwendung 

Durch den geplanten Neubau würde das Biotop des… am.... beeinträchtigt. Die geschützte Tierart verlöre ihren Lebensraum. Als Natur- und Tierfreund weiß ich, dass ein vollständiger Ausgleich derartiger Verluste nicht möglich ist und dass erfahrungsgemäß die Populationen geschützter Tiere infolge solcher Baumaßnahmen dezimiert werden.

3. Grundstücksentwertung und -enteignung

-  Einwendung
Mein Grundstück mit der Flurstücksnummer: … soll für den Bau der Straße verwendet werden. Ich bin nicht bereit, dafür mein Grundstück zur Verfügung zu stellen. 

Das Grundstück stellt für mich einen unersetzbaren Wert dar. Die Enteignung würde für mich eine schwere psychische Belastung darstellen. Durch steigende Preise von Acker- und Waldflächen wird es mir nicht gelingen, eine ähnliche wertvolle Ersatzfläche durch die Entschädigungszahlung nach dem Enteignungsverfahren zu finden.

- Einwendung 

Ich bin Eigentümer des Grundstückes  Es ist mit meinem Wohnhaus bebaut. Infolge des zu erwartenden Straßenlärms und der sonstigen Beeinträchtigungen durch Straßenverkehr, insbesondere Abgase ist sicher, dass der Wert meines Grundstückes extrem, bis zur Unverkäuflichkeit, sinkt. 
Evtl: Ich beabsichtige aber, das Haus zu verkaufen und mit dem Erlös eine altersgerechte Wohnung zu erwerben, da dies die einzige Perspektive für meinen Lebensabend ist. Mit dem geplanten Neubau wird mir diese Möglichkeit genommen.
- Einwendung
Mein Grundstück  (Flurstücksnummer : …) ist als landschaftspflegerische Ausgleichs- und Ersatzfläche für den Bau der B167 vorgesehen. Ich bin nicht bereit, dafür mein Grundstück zur Verfügung zur stellen. Ich möchte mein Grundstück weiterhin so nutzen, wie ich es als Privateigentümer für richtig halte.

-  Einwendung 

Ich bin Eigentümer und erziele einen Teil meines Einkommens durch Vermietung an Feriengäste, die unsere schöne Heimat bewandern. Diese Möglichkeit würde mir durch den geplanten Neubau genommen, denn der zu erwartende Straßenlärm , Wegfall der Attraktivität unserer Landschaft und des Erholungswertes würde dazu führen, dass die Gäste andere Ziele bevorzugen.

- Einwendung 

Die Notwendigkeit des Vorhabens und damit seiner schädlichen Folgewirkungen (Landschaftsverbrauch, Verlärmung, Versiegelung usw.) ist nicht begründet, da die Prognosen zum (scheinbaren) Beleg der verkehrlichen Erfordernis eines Neubaus der B 167n überhöht sind und kaum zur Entlastung 

der alten B167 n beiträgt.
4. Umplanung 
- Einwendung
Wenn die geplante kostengünstige Trassenbündelung des Oder-Havel-Kanals und der im oberen Böschungsbereich verlaufenden B167 OU Finowfurt/Eberswalde z. B. im Bereich der Clara-Zetkin-Siedlung nicht erfolgt, (Pressemitteilung von Verkehrsminister Ramsauer, dass der Ausbau des Oder-Havel-Kanals gestoppt ist), ist eine Umplanung und ein neues schalltechnisches Gutachten erforderlich. Die Neuplanung wird zu erheblichen Kostensteigerungen führen.

Somit sind Planungsbestandteile  bzw. das gesamte Verfahren nicht mehr gültig.

5. Gesamtkosten 
- Einwendung
Auf der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Eberswalde am 27.10.2011

wurde vom Landesbetrieb für Straßenwesen bei der Vorstellung der Planung für die B167 OU Finowfurt/Eberswalde für den 13 km langen Streckenabschnitt Gesamtkosten von 54 Mio. Euro genannt. Vorherige Angaben bezifferten die Kosten für den 1. Bauabschnitt mit 51,3 Mio. Euro.
In den ausgelegten Planfeststellungsunterlagen ist die Kostenberechnung unter 5. mit “entfällt“ ausgewiesen.
Sollte der Ausbau des Oder-Havel-Kanals, wie in der offiziellen Pressemitteilung vom Bundesverkehrsminister mitgeteilt wurde, nicht vor oder gleichzeitig mit dem beabsichtigten Bau der Nordvariante erfolgen, sind weitere erhebliche Kostenerhöhungen durch Umplanungen und die Neuaufnahme des gesamten Verfahrens sicher (Wegfall der „Trassenbündelung“, die aus Kostengründen Planungsbestandteil ist).

Für den 13 km langen Bauabschnitt müssen 19 Brücken und 6 andere Ingenieurbauwerke finanziert und gewartet werden.
Angesichts der desolaten Haushaltslage des Bundes ist die Finanzierung der sehr teuren Nordvariante schon in der vorgestellten Planung unverantwortlich und stellt eine Steuerverschwendung dar. 
Ich befürworte eine ortsnahe, wesentlich kostengünstigere und die Stadt Eberswalde und Finowfurt wirklich entlastende und als Ortsumgehung geeignetere Südvariante, anstatt der geplanten Nordvariante. In diesem Zusammenhang ist es notwendig, die bisherige Autobahnabfahrt Finowfurt offen zu behalten und eine neue Abfahrt südlich von Finowfurt zu errichten.
Mit dem Bau der Nordvariante erfolgt eine Rückstufung der alten B167 zur kommunalen Straße. Die immensen Kosten für die Sanierung der Straßenbeläge und Brücken werden angesichts der Finanznöte der Kommunen nicht aufzubringen sein und zu einem nicht unerheblichen Teil von den Bürger durch Steuerhöhungen finanziert werden müssen oder Sanierungsfälle bleiben.
6. Verfahrensaufteilung
- Einwendung
Es wird bezweifelt, das die ursprünglich Gesamtplanung der B167n mit einem Planfeststellungsverfahren (PFV) nunmehr  in zwei Bauabschnitte mit zwei Planfeststellungsverfahren vom Verwaltungsverfahrensrecht gedeckt ist. Allein aus der im Erläuterungsbericht dargestellten Zielstellung für die B 167 neu ergibt sich zwangsläufig, dass beide Bauabschnitte nur gemeinsam sinnvoll sind.
Beispielsweise ergeben sich bei einem negativen Ausgang des PFV des zweiten Bauabschnittes erhebliche Nachteile. Die in Richtung Osten und das Stadtzentrum abfließenden Verkehrsströme würden in der Breiten Straße in Eberswalde dauerhaft zu chaotischen Verkehrsverhältnissen führen (Rückstau).

7. Auslastung 
Die Verkehrsmenge wird mit 11000-15400KFz/Tag, bei einem Schwerlastanteil von 8-10,4% (Verkehrsprognose bis 2025) angegeben.
Die prognostizierten Verkehrsmengen von ca. 11000 - 15.400 Kfz am Tag auf der B 167 neu werden z. B. auch von Dr. Schneewolf (Leiter des Planungsbüros „Kommunal-Data“) bezweifelt, da der Bevölkerungsrückgang in unserer Region weiter anhält, die Nordvariante eine ortsferne nur mit erheblichen Umwegen verbundene Nutzung erlaubt und der innerstädtische Binnen- Quell- und Zielverkehr auf der alten B167 weiterhin den Verkehr bestimmt. 

Dr. Schneewolf, der 1994 auch den Verkehrsentwicklungsplan in Eberswalde erarbeitete, ermittelte damals auf der Bahnhofsbrücke in Eberswalde, durch Befragungen ein Binnen- und Quellverkehrsanteil von 96%.
2006 erfolgte vom Planungsbüro Dr. Hunger, eine Verkehrsbefragung zwischen östlicher und westlicher Stadtgrenze von Eberswalde. Es wurden 975Kfz/Tag ermittelt. In dieser Zahl sind auch die Kfz enthalten, die nur bis Finowfurt wollten. Aus dem tatsächlich gezählten Durchgangsverkehr ergibt sich, dass die für die B 167 OU Finowfurt/Eberswalde prognostizierte Belegung nur durch  zwangsweise verlagerten Verkehr von der alten B167 erreicht werden kann. 
Unter Punkt 2.4.2 in den Planungsunterlagen wird erwähnt, dass durch den Bau der OU die vorhandene B167, sowie das innerstädtische engmaschige Stadtstraßennetz wesentlich entlastet wird und erhebliche Teile des Binnen- Quell- und Zielverkehrs auf die sogenannte Ortsumgehung B 167 n verlagert werden. Diese Erwartung wird stark angezweifelt, da zum einen der gesamte Verkehr von und nach Finowfurt auf der alten B167 verbleiben wird, einschließlich des Schwerlastverkehrs für die Märkte in Finowfurt und das Gewerbegebiet in Finowfurt. Zum anderen werden viele Kraftfahrer, die in Richtung Ostend oder Südend fahren oder von dort kommen, den Umweg über die L200 (Breite Straße) mit der zu erwartenden sehr hohen Verkehrsbelastung scheuen und weiterhin die alte B 167 nutzen.
Der innerstädtische Binnen-  Quell- und Zielverkehr wird auf der alten B167 verbleiben und weiterhin zu regelmäßigen Störungen im Straßennetz führen. Erfahrungen aus ähnlichen Projekten für Ortsumfahrungen belegen, dass auch dort die entlastende Wirkung von sogenannten Ortsumgehungen falsch prognostiziert wurde. Der fast unveränderte Quell-Ziel- und Binnenverkehr ist besonders bei stadtfernen Ortsumgehungen typisch. 

Somit erfolgt nicht die erhoffte Entlastung des innerstädtischen, zeitweise überlasteten Verkehrs. 
Die beabsichtigte Erhöhung der Verkehrssicherheit, eine wesentlich geringere Lärm- und Emissionsbelastung für die Anwohner der B167 wird demzufolge nicht erreicht. 

Besonders am Knotenpunkt zur L200 in Nordend werden ohne die Realisierung des zweiten Bauabschnittes erhebliche Rückstaus in der Breiten Straße und im gesamten Stadtzentrum auftreten.

Die anderen Zubringerstraßen der B167n in das Stadtgebiet sind für zeitweise auflaufende Verkehrsströme nicht ausgelegt.

Der auffällig geringe Schwerlastverkehrsanteil von 8-10,4% für die „autobahnähnliche“  dreispurige B167 wird angezweifelt. Zunahmen des überregionalen Schwerlast- und Mautausweichverkehrs sind ungenügend berücksichtigt worden.

- Einwendung

Ich bezweifle, dass auf der B167n der erwartete Verkehr auftreten wird. 

Die meisten Kraftfahrzeuge werden weiterhin wie gewohnt auf der alten B167

verkehren. Dort befinden sich die großen Supermärkte, Geschäfte, Tankstellen
und Behörden. Infolge steigender Benzinpreise muss ich darauf achten, dass ich bei meinen Autofahrten viele Aufgaben erledige, die sich meistens an oder in der Nähe der Hauptstraße in Finow oder Eberswalde befinden.
8. Alternative Trassenführung

- Einwendung

Ich empfehle die Aufnahme der Planungen für eine alternative Südvariante, da sie viele Vorteile hat. Sie ist ca. 20 Mio. Euro billiger, ortsnäher, bietet eine mindestens 4 km  kürzere Anbindung an die Autobahn in der Hauptverkehrsrichtung nach Berlin und ist somit umweltfreundlicher. Eine 2006 durchgeführte Befragung des Planungsbüros Dr. Hunger an der Anschlussstelle zur A 11 in Finowfurt ergab, das ca. 80% der Kfz nach Süden, Richtung Berlin fahren. Außerdem erfolgt eine Einbindung des “Brandenburgischen Viertels“ und des Stadtteils „Ostend“. 
Somit entlastet eine südliche Anbindung Eberswaldes den innerstädtischen Verkehr wesentlich wirksamer als die geplante nördliche Trasse und bietet trotzdem für den Durchgangsverkehr eine Zeitersparnis.
Mögliche Alternativen sind im Verkehrsentwicklungsplan 2008 für Eberswalde aufgeführt. Die Südvariante mit reduzierten Entwurfsgeschwindigkeiten führt zu einer erheblichen Minderung des Lärmpegels, der Schadstoffimmissionen und des Verkehrsunfallrisikos, die besonders durch den Schwerlastverkehr hervorgerufen werden. Außerdem werden weniger vorher unbelastete Wohnbereiche von gesundheitsschädigenden Emissionen betroffen.

Die Südvariante führt zusätzlich zur Anbindung des Gewerbeparks und der Gewerbeflächen im Süden Finowfurts, die mit der derzeitigen Planung weiterhin nur auf der alten B167 erreichbar sind. 

Die Anbindung der großen Gewerbegebiete im Norden Eberswaldes (TGE)
ist ebenfalls gewährleistet.

Die vorliegende Planung geht von einer Entwurfsgeschwindigkeit von 100km/h aus. Durch die ungünstige, mit Umwegen verbundene Autobahnanbindung Richtung Berlin, die stadtferne Trassierung und das Vorhandensein von drei Ampelkreuzungen erweist sich die vorliegende Planung der Nordvariante mit der höheren Entwurfsgeschwindigkeit als unrealistisch.
Sie erkennen aus meinem Schreiben, dass der geplante Straßenbau meine Interessen beträchtlich beeinträchtigt. Ich bitte Sie, meinen Einwänden Rechnung tragend, den Neubau abzulehnen und eine für mich und die Gesellschaft vorteilhaftere Lösung zu bevorzugen.

Unterschrift

